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Auf dem Weg zur 
Bürgerkommune?
Wenn die Stiftung MITARBEIT und die Evangelische Akademie Loccum zur 
jährlichen Tagung »Modelle der lokalen Bürger(innen)beteiligung« einla-
den, brauchen sie sich um den Zuspruch keine Sorgen zu machen. Auch bei 
der siebten Tagung war die Akademie bis auf den letzten Platz ausgebucht. 
Mehr als 150 Interessierte aus Bürgerinitiativen, Kommunalpolitik und 
-verwaltung, Planerinnen und Planer, Moderatorinnen und Moderatoren 
und andere politisch Interessierte nutzten das Forum zur Information und 
zum Erfahrungsaustausch über neue Wege und Ansätze, lokale Demokratie 
lebendiger zu gestalten.

(Fortsetzung auf Seite 2)

 Bundestagung »Modelle der lokalen Bürger(innen)beteiligung«

Einer der Höhepunkte war das 
Referat  »Auf dem Weg zur Bür-
gerkommune?« von Roland 

Roth, Professor an der Hochschule 
Magdeburg-Stendal. »Bürgerkom-
mune« bedeute, so Roth, mehr als 
bürgerorientierte Kommunalpolitik. 
Es gehe darum, alle Akteure einzube-
ziehen, die auf das örtliche Zusam-
menleben Einfluss haben. Dazu gehö-
ren z.B. Unternehmen und Gewerk-
schaften, Lokalzeitungen, Selbsthilfe-
gruppen, Vereine und andere Akteure 
des Dritten Sektors.

»Bürgerschaftliches Engagement 
gedeiht nicht in kleinen Séparées in 
einer ansonsten bürokratisierten und 
fremdbestimmten Welt. Engagierte 
Bürgerschaft wird sich umso nach-
haltiger entwickeln können, wenn es 
gelingt, zentrale Lebensbereiche – von 
den Kindereinrichtungen, über die 
Schule, das Gesundheitswesen, das 
Arbeitsleben bis zu den Alteneinrich-
tungen – beteiligungsfreundlich zu 
gestalten.«

Nach wie vor sei die Kommune 
der zentrale Ort aktiver Bürgerschaft. 
Die Zukunft bürgerschaftlichen Enga-
gements werde deshalb wesent-
lich davon abhängen, ob es gelingt, 
dafür günstige lokale Bedingungen zu 
schaffen. Notwendige Voraussetzung 
sei eine starke kommunale Selbstver-
waltung, die ermöglicht, dass mög-

lichst viele der politisch beeinfluss-
ten alltäglichen Lebensbedingungen 
kommunal gestaltet und verantwortet 
werden können.

Tatsächlich werde diese Fähig-
keit seit langem strukturell reduziert: 
durch die finanzielle Lage der Kom-
munen, die Überregulierung durch 
Länder, Bund und EU, die zuneh-
mende Komplexität und Politikver-

flechtung sowie wachsende Anforde-
rungen an die Kommunen bei gleich-
zeitig  schrumpfendem Handlungs-
repertoire. Roth stellt dieser Entwick-
lung das Fernziel einer möglichst 
weit gehenden »Kommunalisierung 
der Politik« gegenüber. Alle aktuellen 
Reformschritte sollten an dieser Rück-
verlagerung von Entscheidungskompe-
tenzen gemessen werden. 

Trotz der angeführten Restriktionen 
kommunaler Politik sind nach Mei-
nung von Roland Roth auch heute 
viele kleine Schritte in Richtung Bür-
gerkommune möglich. Ein Beispiel 
sind die zahlreichen Netzwerke wie 
z.B. CIVITAS, an denen sich bun-
desweit Gemeinden und Landkreise 
beteiligen. »Diese Initiativen dürfen 
zwar nicht mit einer breiten Reform-
bewegung verwechselt werden, aber 
sie können über »best practice« Anre-
gungspotenzial für andere Kommu-
nen bieten.«  

Die kommunale Stärkung bür-
gerschaftlichen Engagements habe 
gegenwärtig vor allem dann eine 
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Bundestagung »Modelle der lokalen Bürger(innen)beteiligung«: Prof. Dr. Roland Roth 
(Hochschule Magdeburg-Stendal, re.) und Dr. Adrian Reinert (Geschäftsführer der 
Stiftung MITARBEIT).
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Chance, wenn sie als gesamtstädti-
sches Projekt von zentralen Akteu-
ren in der Kommunalpolitik (Bürger-
meister, Ratsmehrheit, Dezernenten) 
zumindest mitgetragen werde. Gefor-
dert seien ressortübergreifende Ini-
tiativen, die von der Agenda 21 bis 
zur Kultur, vom sozialen Ehrenamt 
bis zum Naturschutz reichen und 
zugleich ein möglichst breites Spek-
trum von Akteuren der lokalen Zivil-
gesellschaft (Vereine, Unternehmen, 
Protestinitiativen) zusammenbringen. 
Im Politikstil müsse eine solche För-
derpolitik nicht autoritativ, sondern 
unterstützend, vernetzend und mode-
rierend angelegt sein. 

Ausdrücklich unterstrich Roth die 
Bedeutung direktdemokratischer 
Elemente bei diesem Prozess. Wie 
vielfältig die Ansätze und Möglich-
keiten neuer Beteiligungsverfahren 
sind, machten während der Tagung 
die Methodenwerkstätten deutlich. 
Hier ging es diesmal schwerpunkt-
mäßig um Bürger(innen)beteiligung 
via Internet, Soziokulturelle Ansätze 
in der Stadtteilarbeit, Quartiersent-
wicklung in sozialen Brennpunkten, 
Geschlechterdemokratische Beteili-
gung, Nachhaltige Stadtteilentwick-
lung und Interessenausgleich im länd-
lichen Raum.

Das Referat von Prof. Dr. Roland 
Roth kann in der Bundesgeschäfts-
stelle angefordert werden. Das neue 
Methodenhandbuch »Praxis Bürger-
beteiligung« wird die Stiftung MITAR-
BEIT zusammen mit Agenda-Transfer 
Mitte des Jahres herausgeben. Es wird 
die Arbeitshilfe »Wege zur Zukunftsfä-
higkeit« ersetzen, die zurzeit noch als 
kopiertes Exemplar sowie als CD-Rom 
bestellt werden kann.  

Die diesjährige Tagung »Modelle 
der lokalen Bürger(innen)beteiligung« 
findet vom 5.–7. September 2003 statt.

(Fortsetzung von Seite 1)

Auf dem Weg zur ...

»Die EU ist so wenig demokratisch, 
dass sie sich selbst als Mitglieds-
staat nicht aufnehmen dürfte.« Mit 
diesen Worten karikierten Initiatoren 
der European Referendum Campaign  
beim vom Europahaus Bur-
genland und der Stiftung MIT-
ARBEIT Mitte November in 
Eisenstadt (Österreich) orga-
nisierten Workshop »Civil 
Society Europe« das Demo-
kratiedefizit innerhalb der 
Europäischen Union. Die 
Kampagne, die jetzt startet, 
will erreichen, dass eine EU-
Verfassung oder ein Verfas-
sungsvertrag im Jahr 2004 
den Bürgerinnen und Bür-
gern aller Mitglieds- und 
Bewerberstaaten in einem 
europaweiten Referendum 
vorgelegt wird. Das Refe-
rendum soll am selben Tag 
in allen Ländern abgehal-
ten werden. Kontakt und 
weitere Information unter: 
democracy international, Kur-
fürstenstraße 18, D-60486 

Was ist wirklich wichtig in Europa?
Frankfurt am Main, Tel.: (0 69) 23 
06 78; Fax: (0 69) 71 58 58 75; E-Mail: 
info@european-referendum.org; 
Internet: www.european-referendum. 
org  

Der Landesverband Sachsen-Anhalt 
von Mehr Demokratie e.V. und die Stif-
tung MITARBEIT laden  zu einem Ein-
führungsseminar (21.–23. Februar 
in Halle/Saale) zu Fragen der Direk-
ten Demokratie ein. Im Mittelpunkt 
stehen dabei die Schweizer Erfahrun-
gen und die Frage ihrer Übertragbar-
keit auf Deutschland.

Nähere Informationen in der Bundes-
geschäftsstelle

Schweiz als Modell?

Was geht?!
Ob es darum geht, Seminare und Ausstellungen zu organisieren, Zeitungen 
zu machen oder Konzerte zu veranstalten: Bei der Arbeit von Jugendini-
tiativen kann eine ganze Menge schief gehen. Eine neue Arbeitshilfe des 
Beratungsbüros profondo und der Stiftung MITARBEIT hilft Initiativen und 
Projekten bei der Arbeit.

Der Ratgeber will Initiativen 
helfen, die zwar eine halbwegs 
genaue Projektidee haben, 

aber noch keine lange Erfahrung 
in der praktischen 
Umsetzung. Folgende 
Schwerpunktthe-
men werden behan-
delt: – Projektplanung, 
– Öffentlichkeitsar-
beit, – Internationale 
Aktionen, – Finanzie-
rungsmöglichkeiten, 
– Problemlösungen in 
der Gruppe. Die ein-
zelnen Teile sind so 
gegliedert, dass sie 
jeweils für sich genutzt 
werden können und 
kommen ohne große Schnörkel zur 
Sache. »Links« verweisen jeweils auf 
andere Stellen im Buch, die mit dem 

gerade gelesenen Thema etwas zu tun 
haben. 

Die Texte sind direkt für die Anwen-
dung in der Praxis geschrieben. Vieles 

davon ist nicht nur für 
Jugendinitiativen, son-
dern auch für alle ande-
ren Formen der Selbst-
organisation übertragbar 
und relevant. 

Mathias Wiards/Jochen 
Butt: WAS GEHT. Prob-
leme lösen, mehr Durch-
blick bekommen, Projekte 
machen. Arbeitshilfen für 
Selbsthilfe- und Bürgeri-
nitiativen Nr. 26, Verlag 
Stiftung MITARBEIT, 
Bonn 2002, 154 Seiten, 

ISBN 3-928053-77-9, € 6,–, zu beziehen 
über die Bundesgeschäftsstelle oder über 
den Buchhandel.

 Praxistipps (nicht nur) für Jugendinitiativen
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Gemeinwesenarbeit
Zugegeben, der Begriff »Gemeinwesenarbeit« klingt nicht gerade peppig 
und eher etwas antiquiert. Tatsächlich verbergen sich dahinter jedoch 
hochaktuelle Arbeitsprinzipien der Lebensweltorientierung und Betroffe-
nenaktivierung, die Einzug in die unterschiedlichsten Handlungskonzepte 
wie etwa die integrierte Planung, das Quartiersmanagement, das kommu-
nikative Stadtmarketing oder die lokale Agenda-Arbeit gefunden haben.

Soziale Stadt stärken!

Zu den Gründungsorganisatio-
nen gehören neben den Lan-
desarbeitsgemeinschaften Sozi-

ale Brennpunkte und den GWA-Foren 
die Stiftung MITARBEIT, das Institut 
für Stadtteilorientierte Soziale Arbeit 
(ISSAB), die BAG Wohnungslosenhilfe 
(BAGW), das Forum Community Orga-
nizing (FOCO), die Arbeitsgemein-
schaft Sozialpolitische Arbeitkreise (AG 
SPAK) und der Verband für sozialkultu-
relle Arbeit (VSKA). Die BAG versteht 
sich gleichermaßen als Kommunikati-
ons- und Informationsplattform, Ide-
enträger und partnerschaftlicher Bera-
ter wie als Lobby für Gemeinwesenar-
beit (GWA) in der sozialen Stadt- und 
Stadtteilentwicklung. 

Gemeinwesenarbeit ist stadt-
teilbezogene Soziale Arbeit 
und kommt vor allem in Stadt-

teilen zur Anwendung, in denen sich 
soziale Probleme und Benachteiligun-
gen kumulieren. Sie ist jedoch mehr 
als bloß eine Methode der Sozialar-
beit. Nicht nur, weil zu ihren Leitstan-
dards gehört, ressortübergreifend 
tätig zu werden, sondern auch, weil 
sie einen wichtigen Beitrag zur Demo-
kratieentwicklung von unten leisten 
kann.  

Ziel ist es, möglichst alle für das 
Gebiet relevanten Akteurinnen und 
Akteure (Bewohnerinnen und Bewoh-
ner, Eigentümer, lokale Organisatio-
nen, Politik, Verwaltung, Wirtschaft) 
zusammenbringen, um Ressourcen 
zu bündeln und die Bewohnerinnen 
und Bewohner und ihre Selbsthilfepo-
tenziale für den Stadtteil zu aktivieren.

Nach zweijähriger Vorarbeit im Bundesnetzwerk GWA und Soziale Stadt 
war es soweit. Am 7. November 2002 konstituierte sich die neue Bundesar-
beitsgemeinschaft Soziale Stadtentwicklung und Gemeinwesenarbeit. 

Mit ihren Mitgliedern verfügt sie 
über ein breites Spektrum an Erfah-
rung und fachlichem Wissen. Einig 
sind sich die BAG-Mitglieder in der 
Überzeugung, dass Stadtentwicklung 
nicht das Monopol der Stadtplaner 
und Architekten, sondern ein fachü-
bergreifender Prozess ist. Gemeinwe-
senarbeit als Arbeitsprinzip ist dabei 
zentraler Baustein für ein integriertes 
Handlungskonzept. Dabei müssen 
Aspekte der Sozialraumorientierung, 
die vielfältigen Formen der Partizipa-
tion und die Potentiale der örtlichen 
Akteure gefördert werden. 

»Es reicht eben nicht aus, die Betei-
ligung der Anwohner als Feigenblatt 
vor sich herzutragen, um Fördergel-

der zu akquirieren. Vielmehr müssen 
Entscheidungen über die Stadtteile 
in den Stadtteilen getroffen werden« 
hieß es bei der Gründungsversamm-
lung. 

Die BAG begreift das Bund-Länder-
Programm »Soziale Stadt« als eine 
Chance und will in diesem Rahmen zu 
einer Profilierung der Gemeinwesen-
arbeit beitragen. Als nächste Schritte 
hat sie sich die Weiterentwicklung der 
regionalen Netzwerkstrukturen, den 
Start einer praxisorientierten Fort-
bildungsreihe für Akteurinnen und 
Akteure der Stadtteilarbeit sowie eine 
Intensivierung und der Zusammenar-
beit mit den Hochschulen vorgenom-
men. 

Das nächste Plenum findet am 
10./11. März 2003 in Gelnhausen 
(Hessen) statt. 

Kontakt: BAG Soziale Stadtentwick-
lung und Gemeinwesenarbeit, c/o LAG 
Soziale Brennpunkte Hessen e.V., Jürgen 
Maier, Moselstraße 25, 60329 Frankfurt/
Main, Telefon: (0 69) 25 78 28-12 oder 
-0, E-Mail: lagsb@aol.com

Ausgangspunkt dafür bildet die 
Analyse des Status quo und Erhe-
bung stadtteilspezifischer Probleme 
und Bedarfe. Ein wichtiges Hilfsmit-
tel ist die sog. Aktivierende Befra-
gung, für die es sehr unterschiedliche 
Arbeitstechniken gibt. Der gemeinsa-
men Problemformulierung folgt die 
Entwicklung von konkreten Projekten 
und Handlungsschritten und deren 
Umsetzung. Für alle Arbeitsschritte 
gilt, dass die Bewohnerinnen und 
Bewohner des Gebietes aktiv beteiligt 
sein müssen. Ohne ihr Engagement 
und ohne ihre Motivation kann die 
Arbeit nicht gelingen. Gemeinwesen-
arbeit setzt daher an der persönlichen 
Betroffenheit und den Themen der 
Menschen an. 

Gemeinwesenarbeit setzt, sofern 
sie nicht bloß ein Strohfeuer ent-
fachen soll, eine gewisse Kontinui-

tät und Dauerhaftigkeit voraus. Für 
ihren Erfolg sind von Beginn an zeit-
nahe und sichtbare Resultate wich-
tig, damit alle Beteiligten sehen, dass 
sich etwas tut (Aufbruchsstimmung) 
und sich ihr Engagement lohnt. Mög-
lichst viele Gruppen (Erwachsene, 
Kinder, Jugendliche, Ältere, Handel 
und Gewerbe) müssen sich angespro-
chen fühlen. Es ist daher sinnvoll, 
Projekte für alle Zielgruppen in Angriff 
zu nehmen. 

Um kurzfristig und unbürokratisch 
Maßnahmen durchführen zu können, 
sollte ein Verfügungsfonds vorhan-
den sein, über dessen Verwendung 
eine Stadtteilkonferenz entscheidet, 
in der alle relevanten Akteur/innen 
des Stadtteils vertreten sind. Damit 
wird auch die Rolle der Stadtteilkon-
ferenz aufgewertet und Vertrauen in 
die Fähigkeit zur Selbstorganisation 
demonstriert. 

Literatur: LAG Soziale Brennpunkte 
Niedersachsen (Hrsg.): Soziale Stadt: 
Gemeinwesenarbeit und Quartiersma-
nagement (Stiftstraße 15, 30159 Hanno-
ver, Tel.: (05 11) 7 01 07 09; Fax: (05 11) 
1 61 25 03, geschaeftsstelle@lag-nds.de). 

Hinte, Wolfgang/Lüttringhaus, 
Maria/Oelschlägel, Dieter: Grundlagen 
und Standards der Gemeinwesenarbeit. 
2001, 272 Seiten (ISBN: 3-9333158-72-9) 
Votum-Verlag.  

 BAG Soziale Stadtentwicklung und GWA

 Demokratieentwicklung von unten
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Fundraising als 
Chance
Zusätzliche Finanzierungsquellen 
spielen in gemeinnützigen Orga-
nisationen nach wie vor eine wich-
tige Rolle. In der Regel zeigt es sich 
schnell, dass die Einwerbung von 
Mitteln aufwendig und zeitintensiv 
ist. 
Um die Suche nach eigenen Fundrai-
singstrategien zu vereinfachen, ver-
mittelt ein Seminar der Stiftung 
MITARBEIT (21.–23. Februar 2003 in 
Großjena, nahe Naumburg) Grund-
lageninformationen zu Methoden 
und Möglichkeiten des Fundraisings. 
Dabei werden auch die notwendi-
gen strukturellen Voraussetzung für 
erfolgreiches Fundraising innerhalb 
von Organisationen – beispielsweise 
Entscheidungsstrukturen oder Per-
sonalressourcen – mit in den Blick 
genommen. Neben Grundlagen des 
Fundraisings wird der Einsatz von 
neuen Medien in der Mittelbeschaf-
fung (Online-Fundraising) vorge-
stellt. 

Das Seminar wird in Kooperation 
mit der socius Organisationsberatung 
gGmbH, Berlin durchgeführt.

Nähere Informationen bei Nicole 
Stollenwerk (stollenwerk@mitarbeit.de) 
in der Bundesgeschäftsstelle

mitarbeiten
Informationen der 
Stiftung MITARBEIT
Vierteljährlich, kostenlos

 Methodenseminar

Was ist zu beachten, um ein Bürger-
begehren einzuleiten und erfolgreich 
durchzuführen? Im Rahmen dieses 
Seminars (Bergneustadt/NRW, 9. bis 
10. Mai) werden Grundinformationen 
vermittelt und zugleich Gelegenhei-
ten gegeben, die einzelnen Phasen 
von der Initiative über das Begeh-
ren bis zum Entscheid an Beispielen 

aus der Praxis durchzuspielen. Das 
Seminar wird von Dr. Andreas Paust, 
Autor der Arbeitshilfe »Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheid« der Stif-
tung MITARBEIT, geleitet und findet 
in Kooperation mit der Friedrich-
Ebert-Stiftung statt.

Nähere Informationen in der Bundes-
geschäftsstelle

Bürgerbegehren in der Praxis

Bei vielen Initiativen und Projekten 
ist die Finanzierung der Arbeit unge-
sichert. Die Bemühungen zur Gelder-
beschaffung absorbieren Ressour-
cen, die unsichere Arbeitsperspektive 
belastet die interne Zusammenar-
beit. Mit einem zweiteiligen Seminar 
(8.–10. Mai 2003/9.–11. Oktober 2003 
in Meinhard-Grebendorf bei Eschwege) 
sollen die Voraussetzungen von Ini-
tiativen und Projekten verbessert 
werden, ihre Arbeit finanziell abzusi-
chern. Die beiden Seminarteile bauen 
inhaltlich, didaktisch und methodisch 
aufeinander auf und richten sich an 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
Initiativen, Projekten und Non-Profit-
Organisationen, deren Finanzierung 
unsicher ist. Die Teilnehmer/innen 

sollen systematisch angeleitet, Stra-
tegien für die Gelderbeschaffung zu 
entwickeln, die eigene Projekt-Kon-
zeption potenziellen Geldgebern 
überzeugend zu vermitteln und Ver-
handlungen gezielt zu führen.

Das Seminar verbindet Elemente 
der Supervision und Organisations-
beratung mit einem komprimierten 
Legimitations- und Verhandlungstrai-
ning. So stärkt die Seminararbeit die 
persönliche und institutionelle Strate-
gie-Entwicklung und vermittelt zuver-
lässige Argumentations- und Ver-
handlungshilfen.

Nähere Informationen  bei Hanns- 
Jörg Sippel in der Bundesgeschäftsstelle 
(E-Mail: sippel@mitarbeit.de)

Verhandeln statt betteln

»Gruppen leiten« ist der Schwer-
punkt eines 5-tätigen Einführungskur-
ses in die Methode der themenzent-
rierten Interaktion (23.–27. April 2003 
in Vlotho). TZI ist ein Ansatz der 
Gruppenarbeit, der das Spannungs-
dreieck von Individuum, Gruppe 
und Thema berücksichtigt. Im Mit-
telpunkt dieses Seminares stehen 
eigene Lehr- und Leitungserfahrun-
gen sowie Anregungen und Unter-
stützung für den beruflichen Alltag, 

z.B. Arbeitsbesprechungen, Team-
sitzungen, Konferenzen, Unterricht. 
Das Seminar richtet sich an Men-
schen, die haupt- oder ehrenamtlich 
mit Gruppen arbeiten: in Initiativen, 
in einem Vorstand, in der Jugendar-
beit oder anderen Handlungsfeldern. 
Geleitet wird das Seminar von Ulrike 
Rietz, TZI-Trainerin.

Nähere Informationen bei Eva-Maria 
Antz (antz@mitarbeit.de) in der Bun-
desgeschäftsstelle

Themenzentrierte Interaktion (TZI)

Wenn Einfluss genommen, Mitstrei-
ter(innen) gewonnen oder finanzielle 
Mittel akquiriert werden sollen, ist 
eine wirkungsvolle Außendarstellung 
eines Projektes und seiner Ziele von 
entscheidender Bedeutung. 

Bei einem Seminar der Stiftung 
MITARBEIT (28.–30. März 2003 in 
Meinhard-Grebendorf nahe Esch-
wege) geht es um die mündliche Pro-
jektpräsentation: Worauf ist bei der 
Vorbereitung zu achten? Wie können 
Botschaften verständlich vermittelt 

werden? Welche Möglichkeiten der 
Visualisierung sind sinnvoll?

Das Seminar vermittelt Grund-
kenntnisse moderner Präsentati-
onstechniken. In kleinen Gruppen 
werden Präsentationen simuliert und 
ausgewertet. Trainer ist Klaus Steinke, 
Autor der Arbeitshilfe der Stiftung 
MITARBEIT »Projekte überzeugend 
präsentieren«.

Nähere Informationen bei Ludwig 
Weitz (weitz@mitarbeit.de) in der 
Bundesgeschäftsstelle

Projekte überzeugend präsentieren


